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Das Appellationsgericht Basel-Stadt hatte den bis dahin unbescholtenen Polizisten M.S. wegen 
eines Verstosses gegen die Rassismusnorm für schuldig erklärt und zu einer Geldstrafe von 60 
Tagessätzen à 200 Franken verurteilt. Damit bestätigte die zweite Instanz den Urteilsspruch den 
das Strafgericht am 25. Oktober 2011 gefällt hatte. Am 16. April 2007 leistete M. S. Polizeidienst 
an der Baselworld. Nachdem ein algerischer Asylbewerber einen russischen Juwelier bestohlen 
hatte, war rasches Eingreifen gefragt, denn der Russe und seine Entourage wollten dem Dieb an 
die Kleider. Vom Ablauf der Verhaftung gibt es unterschiedliche Darstellungen. Jedenfalls hatte M. 
S. dem flüchtenden Asylbewerber nachrennen müssen und will den Mann "in der Aufregung und 
der Menschenansammlung der Schaulustigen" dann schlicht festgenommen haben. Drei 
Augenzeugen hingegen gaben an, der Korporal hätte dem Asylbewerber ans Bein getreten und ihn 
als "Drecksasylant" bezeichnet. M. S. räumt zwar ein, dass ihm in der Stresssituation 
möglicherweise ein Schimpfwort im Stil "Hueresiech" herausgerutscht sei, aber sicherlich keines 
mit rassendiskriminierendem Wortlaut. 

Zufall oder nicht, erst nachdem die SP Basel-Stadt im April 2010 eine schärfere Anwendung der 
Antirassismusnorm verlangt hatte, wurde der basel-städtische Staatsanwalt Severino Fioroni aktiv 
und erhob am 12. April 2011 gegen M. S. Anklage wegen Amtsmissbrauch und 
Rassendiskriminierung. Zum Thema Beeinflussung der Richter durch Medien und Politik sagte 
Bundesrichter Niklaus Oberholzer (SP) im "Magazin" (Herbst 2012), dass es mediale 
Modeerscheinungen gäbe und dass die Richter im Einfluss dieser Trends lägen. Dies könnte im 
vorliegenden Fall wohl auch in unserem Kanton passiert sein und Staatsanwalt und Gerichte 
beeinflusst haben. 

Ich bitte den Regierungsrat daher um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Aus welchem Grund hat ausgerechnet Staatsanwalt Severino Fioroni, welcher in 
Polizeikreisen offenbar als enormer Kritiker der Polizei bekannt ist, diesen Fall untersucht? 

2. Wird Staatsanwalt Severino Fioroni weiterhin für Anzeigen gegen Polizisten beauftragt oder 
ermittelt er gar noch in laufenden Verfahren gegen Polizisten? 

3. Vertritt der Regierungsrat (wie Bundesrichter Oberholzer) die Ansicht, dass Staatsanwälte 
und Richter dem politischen Druck aus linken Kreisen Folge leisten müssen? 

4. Polizisten stehen täglich für die Sicherheit der Bevölkerung auf der Strasse und müssen sich 
mehrfach beschimpfen, anspucken und schlagen lassen. Darf ein Polizist nicht auch ganz 
menschliche Züge haben und einmal ein Schimpfwort zu einem Verbrecher sagen, welches 
nicht den üblichen Gepflogenheiten entspricht? 

5. Müssen unsere Polizeibeamten und -beamtinnen nun in Zukunft besser wegschauen, als zu 
handeln und uns beschützen, nur aus Angst, von einem Staatsanwalt angeklagt zu werden? 

6. Dürfen unsere Polizeibeamten normale Menschen mit gesundem Menschenverstand bleiben 
oder müssen Sie in Zukunft juristische Schulungen durchlaufen, um ja keine rechtlichen 
Fehler zu begehen? 

7. Welcher Zeitaufwand wurde für dieses Verfahren von Polizeiführung, Staatsanwaltschaft und 
Gerichten benötigt und wie viel hat dieses absurde Verfahren die Steuerzahler gekostet? 

8. Ist Polizist M.S. nun so rehabilitiert, dass er wieder für unsere Sicherheit arbeiten darf oder 
wurde er bereits entlassen, bevor das Urteil rechtskräftig war resp. ist er nun so traumatisiert, 
dass er seine Arbeit als Polizist nicht mehr nachkommen kann? 

9. Erhält Polizist M.S. durch die Steuerzahler eine Abfindung und eine Parteientschädigung? 
Falls ja, wie hoch wird diese ausfallen? 

10. Wird die Staatsanwaltschaft in Zukunft gegen Polizisten, die ihren Dienst so gut machen wie 
dies M.S. tat, weiterhin so unverhältnismässig vorgehen? 

11. Sind sich Polizeileitung, Staatsanwaltschaft und Gerichte in Basel bewusst, dass auf Grund 
solch haarsträubender Verfahren die Polizisten auf der Strasse so verunsichert werden, dass 
diese lieber nichts mehr machen als ein Verfahren zu riskieren? 
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